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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gemeindevorſtand kann wegen Beſitzſtörung auch dann civil⸗ 
rechtlich belangt werden, wenn der Störungsact auf Grund eines 
Beſchluſſes der Gemeindevertretung ins Werk geſetzt wurde. 

Sub prae‘. 4. April 1880, 8. 3857, haben die Eheleute 
Georg und Katharina D. aus D. den Joſef S., Gemeindevorftand von 
K., und den Joſef R., Gemeindediener derſelben Gemeinde K., bei dem 
k. k. Bezirksgerichte zu N. wegen Beſitzſtörung belangt und um das 
Erkenntniß gebeten: Der Erſtgeklagte Joſeſ S. habe dadurch, daß er 
dem Mitgeklagten Joſef R. auftrug, die ſeitens der Kläger auf dem 
Raine der Grundparcelle Nr. 508 und der Hutweide Nr. 632 ausge⸗ 
ſetzten Weiden herauszuwerfen, und der Mitgeklagte Joſef R. dadurch, 
daß er auf Anordnung des Joſef S. dieſelben herausriß, die klagenden 
Eheleute im Beſitze des Raines zwiſchen den Grundparcellen Nr. 508 
und 632 in der Gemeinde D. geſtört und ſeien Beide in solidum 
ſchuldig, den vorigen Stand wieder herzuſtellen, ſich jeder weiteren Beſitz⸗ 
ſtörung bei Feſtſetzung einer angemeſſenen Sanction zu enthalten und 
die Gerichtskoſten zu erſetzen. 


Die Geklagten wendeten unter Anderem ein, daß ſie keine paſſive 
Streitlegitimation haben, weil ſie die Störungshandlung auf Grund 
eines ſörmlichen vorangegangenen Beſchluſſes der Gemeindevertretung 
von K. ins Werk geſetzt haben. 

Das k. k. Bezirksgericht zu N. hat mittelſt des Erkenntnißbeſchei⸗ 
des ddto. 19. Juni 1880, 3. 5245, der Klage zur Gänze ſtatt⸗ 
gegeben und zwar aus nachſtehenden Gründen: 

Durch den gerichtlichen Augenſchein wurde ſichergeſtellt, daß zwi— 
ſchen der Grundparcelle Nr. 508 und der Hutweide Parcelle Nr. 632 
in der Gemeinde D. ein erhöhter, etwa 112 Meter hoher und durch— 
ſchnittlich etwa 2 Meter breiter Rain ſich befindet, daß ferner die Ader- 
parcelle Nr. 508 in mehrere Theile phyſiſch getheilt iſt, deren einen 
laut den Zeugenausſagen die Eheleute Georg und Katharina D. beſitzen 
und genießen; am Abhange dieſes Raines, und zwar dort, wo derſelbe 
an den den Klägern gehörigen Antheil der Grundparcelle Nr. 508 
grenzt, find ſieben junge Weiden ausgeſetzt. 

Die Kläger behaupten nun in der Klage und dem Nachtrage 
hiezu, ſie ſeien im Beſitze dieſes Theilſtückes des Raines, der auf dem⸗ 
ſelben geſetzten Weiden und weiters eines Theilſtückes der Hutweide 
Parcelle Nr. 632 in der Breite von etwa 2 Metern von den ausge 
ſetzten Weiden an geſtört worden, indem ſie weiters anführen, daß ſie 
dieſen Rain, ſowie den angrenzenden Theil der beſagten Hutweide im 
Beſitze gehabt, ſowie durch Abweiden, Grasmähen und Beſchneiden der 
alten dortſelbſt gepflanzten Weiden benützt haben, daß jedoch der Erſt—⸗ 
geklagte Joſef S. die von ihnen auf dieſem Raine nach den Oſterfeier⸗ 
tagen d. J. ausgeſetzten Weiden am 22. April d. J. durch den Mit- 
geklagten Joſeſ R. hinauswerfen ließ. 

Die Geklagten geſtehen ein, daß die Kläger die bewußten Weiden 
auf dem Raine zwiſchen den Grundparcellen Nr. 508 und 632 aus⸗ 
geſetzt haben, daß Joſef S. deren Hinauswerfung angeordnet und 
Joſef R. dieſelbe vollzogen habe, beſtreiten jedoch ihre paſſive Legiti- 
mation zum Streite, indem fie einwenden, daß ſie nicht eigenmächtig 
bei Wegſchaffung dieſer Weiden vorgegangen ſind, ſondern vielmehr über 
Anordnung der Gemeindevertretung von Klein-K., welche in der Sitzung 
vom 18. April d. J beſchloſſen habe, daß die ſeitens der Kläger ausgeſetzten 
Weiden entfernt werden ſollen und mit der Ausführung dieſes Beſchluſſes 
den Gemeindevorſtand Joſef S. betraute, welcher ſohin dem Joſef R. 
den Vollzug übertrug. Geftützt auf dieſen Umſtand behaupten nun die 
Geklagten, daß die Klage wider die Gemeinde Klein-K., keineswegs jedoch 
wider ſie einzubringen war und dies um ſo mehr, als dem Georg D. 
bereits am 25. April, mithin noch vor Anbringung der Klage, durch 
den Erſtgeklagten ſelbſt mitgetheilt wurde, daß dieſe Weiden lediglich 
zufolge Beſchluſſes der Gemeindevertretung entfernt worden ſeien. 

Es iſt nun allerdings durch die ſeitens der Geklagten geführten 
Zeugen bewieſen worden, daß die Gemeindevertretung von Klein-K. 
beſchloſſen habe, es ſeien die von den Klägern auf dem Raine zwiſchen 
den Grundparcellen Nr. 508 und 632 gepflanzten Weiden zu entfernen 
und es ſei die Vollziehung dieſes Beſchluſſes dem Erſtgeklagten als 


Gemeindevorſteher übertragen worden. Allein dieſer Thatumſtand hat 
auf die Frage der paſſiven Klagslegitimation keinen Einfluß, weil die 
Einwendung der Geklagten, Georg D. habe von beſagtem Beſchluſſe der 
Gemeindevertretung Kenntniß gehabt, lediglich ein Zeuge, Wenzel B., 
beſtätigt hat, daher darüber Angeſichts des Widerſpruches der Kläger 
kein Beweis vorliegt. Abgeſehen hievon aber erſcheint es unſtatthaft, 
dem im Beſitze Geſtörten die Verpflichtung aufzuerlegen, nachzuforſchen, 
ob der Störer eigenmächtig oder über Anordnung eines Dritten gehan- 
delt habe, denn der $ 339 a. b. G. räumt ihm wider Jedermann, 
der den Beſitzer in ſeinem Beſitze ſtört, das Recht ein, die Klage wegen 
Beſitzſtörung anzuſtrengen, mithin ſteht ihm dieſes Recht auch gegen den 
unmittelbaren Störer zu. 

Das k k. Oberlandesgericht zu Prag hat den Recurs der Be— 


langten mittelſt Decretes vom 6. Auguft 1880, 3. 6662, verworfen 


und den erſtinſtanzlichen Beſcheid beſtätigt, weil auf die Einwendung, 
daß die Beſeitigung der bewußten Weiden zufolge Beſchluſſes und 
ſohinnigen Auſtrages der Gemeindevertretung von Klein-K. ins Werk 


geſetzt wurde, keine Rückſicht genommen werden kann, und dies um fo! 


weniger, als ſelbſt unter Vorausſetzung eines derartigen Beſchluſſes die 


Geklagten immerhin für die Ausführung desſelben dritten Perſonen 


gegenüber verantwortlich bleiben und es ihre Sache iſt, falls ſie aus 
dieſem Anlaſſe einen Schaden erleiden, ſich in dieſer Beziehung an ihre 
Auftraggeber zu halten. 

Ueber außerordentlichen Reviſionsrecurs der Geklagten hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt Entſcheidung vom 29. September 1880, 
3. 10.623, die gleichlautenden Erkenntnißbeſcheide der beiden unteren 
Inſtanzen aus deren dem Geſetze und der Actenlage entſprechenden 
Motiven beſtätigt. 1895 


Zur Zahlung von Krankenverpflegskoſten. 
Die Bezirkshauptmannſchaft G. hat am 14. September 1880, 


3. 16.887, entſchieden, F. F. ſei ſchuldig, für den bei ihm im Dienſte 
geſtandenen, in der Zeit vom 2. October bis 10. December 1879 im 


allgemeinen Krankenhauſe zu G. verpflegten Knecht J. K. einen Theil 
der Verpflegskoſten per 19 fl. 60 kr. zu bezahlen, weil F. F. nur 


Einwendungen privatrechtlicher Natur gegen die Zahlungsaufforderung 


vorgebracht, aber weder das ſtattgefundene Dienſtverhältniß, noch die 


Erkrankung des K. während des Dienſtverhältniſſes in Abrede geſtellt 


hat. Dagegen recurrirte F. F. und führte an, daß J. K. ausdrücklich 


erklärt habe, er wolle im allgemeinen Krankenhauſe curirt werden, er 


verzichte auf die Pflege beim Dienſtgeber und er werde die Curkoſten 
ſelbſt tragen, da er Vermögen beſitze. 
In Folge von der Statthalterei angeordneter Erhebungen legt 


die Bezirkshauptmannſchaft einen Bericht des Gemeindeamtes F. vor, 


des Inhaltes, daß F. K. vom 1. December 1878 bis zu ſeiner Abgabe 
ins Krankenhaus Monatknecht bei F. F. war, am 3. September 1879 
an einer Lähmung erkrankte, vom 5. bis 11. September ärztlich behan- 


delt wurde, von da an aber keine Mediein nahm und am 2. October 


1879 auf ſein Anſuchen und Verlangen in das allgemeine Krankenhaus 
nach ©. gebracht wurde. 

Im Krankenhaus-Aufnahmsprotokolle ddto. 2. October 1879 iſt 
bemerkt, daß laut Zeugniſſes im Dienſtbuche J. K. bei F. F. vulgo H. 
ſeit 1. Jänner 1879 bis 2. October 1879 im Dienſte war, alldort 
erkrankt ſei und angeblich durch vier Wochen ärztliche Hilfe und Ver— 
pflegung von Seite des Dienſtgebers erhalten hat. 


Die Antwort auf die Frage über den nächſten Aufenthalt des 


Pfleglings erſcheint im Aufnahmsprotokolle nicht verzeichnet, die betref⸗ 


fende Rubrik iſt mit einem Striche ausgefüllt. Es iſt ſonach nicht anzu⸗ 


nehmen, daß K. als Aufenthalt nach dem Spitalsaustritte feinen früheren 


Dienftort angeben konnte und iſt ſonach nicht zu zweifeln, daß das 


Dienſtverhältniß, bevor K. in das Spital ging, gelöft wurde. Jeden⸗ 
falls war auch der Dienſtgeber nach $ 28, P. 11 der ft. D. O. zur 
ſofortigen Entlaſſung des Dienſtboten K. berechtigt, weil Letzterer über 
vier Wochen krank war. 

Die Statthalterei hat demnach unterm 24. November 1880, 
3. 17.804, die Eingangs erwähnte bezirkshauptmannſchaftliche Ent⸗ 
ſcheidung behoben, weil, wie im Spitals-Aufnahmsprotokolle dato. 
2. October 1879 bemerkt iſt, F. K. laut Zeugniſſes im Dienſtbuche 
bei F. F. vulgo H. nur bis zum Tage der Spitalsaufnahme bedienſtet 
war, das Dienſtverhältniß ſonach vor der Spitalsaufnahme gelöſt wor⸗ 
den iſt. 
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Dem gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung eingebrachten Mini⸗ 
ſterialrecurſe gab das Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 7. März 
1881, 3. 21.261, keine Folge, weil der Dienſtgeber im Hinblicke auf 
die mehr als vierwöchentliche Krankheit des genannten Dienſtknechtes 
gemäß § 28, P. 11 der ſt. D. O. zur ſofortigen Löſung des Dienit- 
verhältniſſes berechtigt war, die Löſung dieſes Dienſtverhältniſſes nach 
den vorliegenden Erhebungen auch wirklich erfolgte und überdies F. 
der ihm nach § 21 der ft. D. O. obliegenden Verpflichtung der 
vierwöchentlichen Pflege des erkrankten Dienſtknechtes J. K. nachge⸗ 
kommen iſt. A. B. 


Die Sprengmittelverordnung vom Jahre 1827 iſt auch bezüglich 
der vor ihrem Inslebentreten zugelaſſenen Sprengmittel bindend. 

Im 8 18 der Miniſterialverordnung vom 2. Juli 1877, 
R. G. Bl. Nr. 68, betreffend gewerbliche und ſicherheitspolizeiliche 
Beſtimmungen für die Erzengung von Sprengmitteln und den Verkehr 
mit denſelben, iſt die Anordnung enthalten, daß in allen Gebäuden, in 
welchen Exploſivſtoffe erzeugt oder verarbeitet werden, die Erwärmung 
ausſchließlich durch Warmwaſſerheizung zu geſchehen hat. 

Gegen dieſe Beſtimmung hat die Sprengmittelfabrik in * eine 
Vorſtellung aus techniſchen Gründen an das Miniſterium des Innern 
gerichtet, welches derſelben jedoch unter Widerlegung der Gründe laut 
Erlaſſes vom 6. December 1877, 8. 17.064, mit der Bemerkung 
keine Folge gab, daß eine Abänderung der nach eingehenden Berathun- 
gen mit Sachverſtändigen erlaſſenen Verordnung nicht ſtattfinden könne. 

Bei Intimation dieſer Verbeſcheidung hat die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in * unterm 7. Jänner 1878, Z. 8258, der Fabriksleitung den 
Auftrag gegeben, das Project bezüglich der Einführung der Warm⸗ 
waſſerheizung in den Fabrikslocalitäten und der hiezu nothwendigen 
Adaptirungen innerhalb 14 Tagen zu überreichen. 

Ueber Recurs behob die Landesſtelle in * unterm 20. März 
1878, 3. 3816, die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung, weil der 
fragliche $ 18 auf ſchon früher behördlich genehmigte derartige Fabriken 
nicht rückwirken könne. 

Als jedoch im Jahre 1880 ein mit der Inſpieirung der Spreng⸗ 
mittelfabrifen betrauter Geniehauptmann bei der Fabrik in * nebſt 
Anderem auch die Nichteinführung der Warmwaſſerheizung beanſtändete, 
haben die Miniſterien des Innern und des Handels unterm 18. Mai 
1880, 3. 4300, nebſt mehreren anderen Abänderungen auch die Er— 
ſetzung der gegenwärtigen ſicherheitsgefährlichen Heizvorrichtungen binnen 
eines Zeitraumes von drei Jahren durch Waſſerheizung aufgetragen. 


Eine hiegegen eingebrachte Vorſtellung haben die genannten Mini- 
ſterien mit Erlaß vom 30. Jänner 1881, 3. 17.594, zurückgewieſen, 
weil die Zulaſſung der Sprengmittel unter der ausdrücklichen Beobach⸗ 
tung der ſchon beſtehenden „oder noch zu gewärtigenden“ Sicherheits— 
vorſchriſten erfolge und ſomit die Sprengmittelverordnung, welche vor 
Allem zu dieſen Sicherheitsvorſchriften gehört, kraft der obigen Zulaſ— 
ſungsbedingung für die Fabriksfirma auch bezüglich der, vor dem Ins— 
lebentreten derſelben zugelaſſenen Sprengmittel bindend iſt. M. R. 


Eine von der politiſchen Behörde als Bethaus einer iſraelitiſchen 


Cultusgemeinde erklärte Liegenſchaft iſt kein Gegenſtand der 


| Execution. ($ 453 w. g. G. O.; Hofd. vom 4. April 1839, 
J. G. S. Nr. 354.) 

Die executive Feilbietung der, der ifraefitifchen Cultusgemeinde 
gehörigen, auf 495 fl. 64 kr. gerichtlich geſchätzten Realität Nr. 116 
in X. wurde auf Einſchreiten des Executionsführers in erſter Inſtanz 


bewilligt. 

Auf den von der Executin ergriffenen Recurs wurde vom Ober- 
gerichte erkannt, daß die Feilbietung nicht vollzogen werden könne, weil 
die Realität, der Erklärung der Bezirkshauptmannſchaft in X. zufolge, 
das öffentliche Bet⸗, beziehungsweiſe Badehaus der iſraelitiſchen Cultus⸗ 
gemeinde bildet, und demnach mit Rückſicht auf das Hofdecret vom 
4. April 1839, J. G. S. Nr. 354, als ein dem Privatverkehre 
entzogenes Gut kein Gegenſtand einer Execution ſein kann. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof (Entſcheidung vom 15. September 
1880, 3. 8809) beſtätigte über den Reviſionsrecurs des Executions⸗ 
führers die Entſcheidung der zweiten Inſtanz; „denn, abgeſehen von 
der Frage, ob die Realität Nr. 116 in X. angeſichts ihrer Beſtimmung 
zum Bet⸗ und Badehauſe der iſraelitiſchen Cultusgemeinde als öffenk⸗ 
liches oder Privatgut anzuſehen iſt, muß im vorliegenden Falle einer 


Prüfung unterzogen werden, ob die Verpfändung dieſer Realität auf 
eine zur Giltigkeit eines ſolchen Actes geſetzmäßig vorgezeichnete Art 
und Weiſe zu Stande gekommen iſt. Diesfalls ergibt ſich vorerſt der 
Umſtand, daß der Executionsführer den Nachweis außer Acht gelaſſen 
hat, wegen Abgang anderer Zahlungsmittel auf jene Realität der 
ſchuldneriſchen Cultusgemeinde, welche laut Zuſchrift der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in X. deren einziges zur Ausübung des Gottesdienftes 
unentbehrliches Bet- und Badehaus iſt, greiſen zu müſſen, während es 
doch keinem Zweifel unterliegen kann, daß die Veräußerung eines ſolchen 
Gebäudes einer Cultusgemeinde zum Schimpfe gereichen würde und 
gemäß Vorſchrift des § 453 w. g. G. O. die Execution anf ſolche 
Sachen nur bei Abgang anderer Zahlungsmittel geführt werden darf. 
Da ferner nach Vorſchrift des Hoffanzleidecretes vom 4 April 1839 
eine Belaſtung oder Veräußerung eines zum Gottesdienſte beſtimmten 
Gebäudes ohne politiſchen Conſens nicht zuläſſig iſt, hingegen die frag⸗ 
Br Realität laut Pfändungsprotokoll vom 16. Februar 1877 trotz 
Widerspruch des hiebei interventrenden Vertreters der Cultusgemeinde 
bfaudweiſe beſchrieben worden iſt, ohne daß zuvor die Zuſtimmung 
ver politiſchen Behörde eingeholt worden wäre, fo iſt dies ein weiteres 
Hinderniß zur Rechtsgiltigkeit dieſes Executionsactes. Muß nun die 
pfandweiſe Beſchreibung der Realität als ungeſetzlich bewilligt und voll— 
zogen bezeichnet werden, ſo ergibt ſich hieraus auch die Nichtigkeit 
der ſpäteren executiven Schätzung und Feilbietungsbewilligung.“ 
Ger.⸗Ztg. 


Titeratur. 


Dantſcher von Kollesberg, Dr. Theodor Nitter v. Der 
monarchiſche Bundesſtaat Oeſterreich-ungarn und der Berliner 
Vertrag nebſt der bosniſchen Vorlage. Wien, Alſred Hölder, 1880. 
gr. 8. 360 S. 


Zu den bisherigen Interpreten der ſogenannten Ausgleichsgeſetze (Bieder— 
mann, Juraſchek, Ulbrich) von ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkten aus geſellt ſich 
in obigem Werke der Verfaſſer als auf dem einſchlägigen Gebiete wohlbewan— 
derter neuer Kämpe, welcher ſich dieſer — wie jeder Fachmann weiß — heiklen 
und doch ungemein wichtigen Aufgabe mit voller Hingebung widmet, und im 
Verfolg der Arbeit zu originalen, in mehrfacher Hinſicht beachtenswerthen Auf- 
ſtellungen gelangt, welche wir der Aufmerkſamkeit unſerer Leſer empfehlen. Die 
Theorie findet hier noch viele dunkle Partien vor, welche der Aufhellung bedürfen, 
und es iſt begreiflich, daß ſie ſich hiezu nachhaltig angeregt fühlt, wenn ſie die 
reiche und unabläſſige Thätigkeit in Betracht zieht, welche in unſerem nachbar- 
lichen „Bundesſtaate“, dem deutſchen Reiche, gerade der Erörterung der Ver— 
faſſung desſelben eben auch im verfloſſenen Decennium ſich zuwendete. Eine Reihe 
der bewährteſten Namen (worunter Bender's Verfaſſungsrecht bereits die vierte, 
Bieſter, Rönne und Schubart je zwei Auflagen innerhalb dieſes Zeitraumes er— 
lebten) war bemüht, die Wißbegierigen auf dieſem ſchwierigen Terrain zu orientien, 
— und das Werk des Verfaſſers zeigt, daß er namentlich von Haenel und 
Laband da, wo gehörig, Notiz genommen hat. Wenn ihm jedoch ſelbſt Autoritäten 
wie der Letztgenannte nicht imponiren, ſo zeugt dies nur von erfreulicher Selbſt— 
ſtändigkeit der Forſchung, die ihn auch zur Oppoſition gegen Juraſchek und 
Ulbrich führt, was im Intereſſe des Strebens nach dem Richtigen nur 
anregend und klärend wirken kann. Bezüglich dieſer rein ſachlichen Oppoſition 
geht der Verfaſſer mit ſcharfſinniger Dialektik zu Werke, und die aufrichtige 
Ueberzeugungstreue, mit welcher er immer nur der Wiſſenſchaft als Leitſtern 
folgend — die den Bundesſtaat Oeſterreich-Ungarn einigenden ſtaats- und volker⸗ 
rechtlichen Momente aus den beſagten Ausgleichsgeſetzen hervorkehrt, ſowie den 
Berliner Vertrag nebſt der bosniſchen Vorlage als Demonſtrationsobjecte zur 
Bewährung der Richtigkeit ſeiner Deductionen benützt, gewinnt namentlich dort 
unſeren Beifall, wo die Gegner mit Begriffen operiren, welche nicht ſtrict juri⸗ 
ſtiſch conſtruirt ſind. Indem wir uns vorläufig mit dieſer literariſchen Anzeige 
begnügen, haben wir den dargebotenen Anlaß benützt, um die bisher an den 
Tag getretenen Anſichten über den ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Charakter der 
dualiſtiſchen Staatsform Oeſterreich⸗-Ungarns aus den Arbeiten der obbenannten | 
Forſcher — den Verfaſſer inbegriffen — in ihren weſentlichen Differenzen präcis 
zuſammenzuſtellen, und werden dieſe gedrängte Skizze demnächſt unſeren Leſern 
vorführen. R. 


M. Friedrich von Maasburg, Doctor ſämmttlicher Rechte und Hof- 
ſecretär in der Cabinetskanzlei Sr. k. k. apoſt. Majeſtät. Zur Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Thereſianiſchen Halsgerichtsordnung mit beſonderer 
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ſeltener vorkömmt, 


Rückſicht auf das im Art. 5s derſelben behandelte crimen magiae 
vel sortilegii. Wien, Manz, 1880. gr. 8. 60 ©. 


Nicht wegen des Gehaltes dieſer in der anſprechenden Darſtellungsweiſe des 
Verfaſſers doppelt anregenden Broſchüre für die Rechtsgeſchichte des öſterreichiſchen 
Strafrechtes, welche mehr den eigentlichen Fachmann angeht, lenken wir die Auf- 
merkſamkeit unſerer Leſer auf dieſelbe, — ſondern wegen des Intereſſes, welches 
fie auch für den Verwaltungsbeamten und weitere gebildete Kreiſe iu der gefchicht- 
lichen Darlegung der Art und Weiſe erweckt, wie Oeſterreichs große Kaiſerin Maria 
Thereſia den dazumal noch arg graſſirenden Aberglauben mälig auszurotten inten⸗ 
dirte und wie bedeutend ſich ihr richtiger ſtaatsmänniſcher Blick den Zeitgenoſſen 
überlegen bewährte. Man traut wahrhaftig kaum ſeinen Augen, wenn man lieſt, daß 
vor etwas mehr als 100 Jahren, in dem Säculum der philoſophiſchen Auf⸗ 
klärung, das höhere Juſtizcollegium eines Königreiches, wie Böhmen, allen Ernſtes 
noch einen einfachen Viehhirten wegen des Verbrechens der Zauberei zu keiner 
gelinderen Strafe als dem Schwertſchlage verurtheilte, und daß die höchſte Juſtiz⸗ 
ſtelle des Reiches dieſes Urtheil zu beſtätigen, jedoch den geſtellten Gnadenantrag 
zu befürworten fand. Gegenüber derartigen Beſchlüſſen find die vom Verfaſſer — 
unſeres Wiſſens zum erſten Male — an den Tag gebrachten Emanationen Maria 
Thereſia's vom 12. und 30. Juli 1756 in ihrer reſoluten Prägnanz: „Aus der — 
gantzen Sache iſt nichts weniger als was übernatürliches zu erſehen, ſondern 
ſehr viel Einfalt und noch mehreres Ignoranz“, u. ſ. f., dann: „Das iſt ſicher, 
daß allein Hexen ſich finden, wo die Ignoranz iſt, mithin ſelbe zu verbeſſern, ſo 
wird keine mehr gefunden werden. Dieſer (Polak) iſt ſo wenig einer“ (nämlich 
Hexenmeiſter) „als ich“ — — u. ſ. w. herzerhebend zu leſen. Auch in dem 
Falle des von einem Franciscanermönch exorciſirten Conte Petrelli reſolvirte 
Maria Thereſia am 27. Juni 1758 unter Anderem: „daß allerhöchſt dieſelbe 
pofitive verbieten, in Hinkunft auf keine Weile ſich folcher Exorcismorum zu 
gebrauchen, ohne ehender ſich mit dem Politico verſtan den zu haben, 


wegen des in dergleichen Begebenheiten öfters unterlaufenden ſov'elen Betruges 


und Mißbrauches, wohingegen wenn das Politicum etwas unnatürliches 
finden würde, dergleichen Leute nachzehends der Geiſtlichkeit übergeben werden 
en R. 


Preſer Karl, Graf Erwein von Noſtitz'ſcher Centraldirector. Pacht, 


Pachtrecht und Pachtvertrag. Prag 1880, J. G. Cal ve'ſche k. k. Hof- 


und Univerfität3-Buchhandlung. gr. 8. 224 S. 

Der Verfaſſer, zugleich Mitglied des Landesculturrathes für Böhmen, 
daher als vorragender Fachmann zur Andeutung vollkommen verläßlicher, prak⸗ 
tiſch verwerthbarer Fingerzeige über den behandelten Stoff vor Anderen gewiß be⸗ 
rufen, — zeigt ſich nicht blos der techniſch⸗landwirthſchaftlichen, ſondern — was 
auch der juriſtiſchen Seite feiner Aufgabe derart gewachſen, 
insbeſondere mit den Ergebniſſen der neueſten Forſchung und bisherigen Recht⸗ 
ſprechung der oberſten Gerichts- und Verwaltungsbehörden dergeſtalt vertraut, 
daß wir ſein Werk namentlich den autonomen Organen und Communen, welche 


ja gar oft in die Lage kommen, ihr Eigenthum im Wege des Pachtes nutzbringend 


zu machen, mit Beruhigung empfehlen können. Obgleich mit Bezug auf den Pacht 


größerer Landgüter angelegt, verbreitet ſich die Arbeit des Verfaſſer's — vor— 


wiegend auf öſterreichiſche Verhältniſſe reflectirend — über das Rechtsverhältniß 
des Pachtes überhaupt mit eingehender Gründlichkeit und werden ſtets aus der 
ſorgfältigen und richtigen Erklärung des Geſetzes, insbeſonders natürlich des allg. 
bürg. Geſetzbuches, die praktiſchen Nutzanwendungen auf die nothwendigen und 
gewöhnlichen Detailbeſtimmungen der Pachtverträge geſchöpft, wodurch die Schrift 
auch bei Verpachtung von Induſtrialien, techniſchen Gewerben, Rechten und Ge- 
fällen aller Art u. ſ. f. gleich brauchbar wird. Der Stoff wird in drei Büchern 
behandelt. Im J. mit der Ueberſchrift: „Pacht oder Regieſyſtem“ entwickelt der 
der Verfaſſer mit unerbittlicher, jedoch ſtrict wiſſenſchaftlicher Conſequenz den Vor⸗ 
zug und die Nothwendigkeit des Pachtſyſtems aus höheren Rückſichten der ſocialen 


und nationalökonomiſchen Fortentwicklung. Im II. werden die aus dem fort⸗ 


ſchreitenden Ueberwiegen des Pachtſyſtems über die Selbſtbewirthſchaftung ſich er⸗ 
gebenden unausweichlichen Reformen der Staats- und Privatverwaltung durch- 
aus ſachlich erörtert, — endlich im III. und umfangreichſten (S. 89 bis 224) 
das öſterreichiſche Pachtrecht, der Modus der Verpachtung und der Inhalt des 
Pachtvertrages, letzterer am ausſührlichſten und zwar nach den gewöhnlichſten 
Einzelnbeſtimmungen, — deren der Verfaſſer 28 aufzählt und abgefondert je nach 
der Wichtigkeit beſpricht, — dargelegt, ſowie nach allen denkbaren Richtungen 
wohlerwogene ſtichhältige Rathſchläge ertheilt, welche in der objeetivſten Weiſe die 
Intereſſen des Verpächters gleichwie des Pächters wahren. Ein ſorgfältig redigirter 
Pachtvertrags⸗Entwurf am Schluſſe iſt eine gewiß willkommene Zugabe des empfeh⸗ 
lenswerthen Werkes. R. 


Geſetze und Berordnungen. 


1880. III. Quartal. 


Centralblatt für Eifenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 108. Ausgeg. am 16. September. 


Conceſſion zum Baue und Betriebe einer normalſpurigen, von km 336°075 | 


der k. k. priv. Kaſchau⸗Oderberger Bahn abzweigenden Schleppbahn zum gräf- 
lich Lariſch⸗Mönnich'ſchen Tiefbauſchachte in Karwin. Z. 21.405. 31. Juli. 
Conceſſion zum Baue nnd Betriebe einer Schleppbahnverbindung von der 


Station Kuttenberg der Oeſterreichiſchen Nordweſtbahn zu der Zuckerfabrik des 


M. B. Teller in Kuttenberg. Z. 24.751. 16. Auguſt. 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn zwiſchen einem 


neuen Kohlenförderungsſchachte des Wiener Kohlen⸗Induſtrie⸗Vereines und der 


Station Teplitz⸗Waldthor der k. k. Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn. Z. 34.366. 


3. September. 
Nr. 109. Ausgeg. am 18. September. 


Bewilligung zur Vornahme technischer Vorarbeiten für eine normal- 
ſpurige Secundärbahn von der Südbahn-Station Pöltſchach über Sauerbrunn 
und Rohitſch an die ſteieriſch-eroatiſche Grenze. Z. 25.608. 22. Auguſt. 

Nr. 110. Ausgeg. am 21. September. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von St. Pölten nach Tulln, ſowie eventuell an einen zwiſchen St. Andrä-Wördern 
und Langenlebarn gelegenen Punkt, ferner von Traismauer nach Krems. Z. 23.815. 


10. Auguſt. 
Nr. 111. Ausgeg. am 23. September. 


Nr. 112. Ausgeg. am 25. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 20. September 1880, Z. 29.616, 
an ſämmtliche Handels- und Gewerbekammern der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder, betreffend die Einleitung einer fachmänniſchen Prüfung der Eiſen⸗ 
bahn⸗Frachttarife. 

Nr. 

Verordnung des k. 


113. Ausgeg. am 28. September. 
k. Finanzminiſteriums vom 21. September 1880, 


womit für October 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 


von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch— 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. September. 

Nr. 114. Ausgeg. am 30. September. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv— 
Eiſenbahn von Kammer am Atterſee zum Anſchluſſe an die Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn. 
3. 25.607. 30. Auguſt. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Zahnradbahn 
von St. Wolfgang auf die Spitze des Schafberges. Z. 28.916. 14. September. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 20. Ausgeg. am 10. Juli. 
Circularverordnung vom 24. Juni 1880, Praes. 
Aſſiſtenzarzt⸗Stellvertreter, 
Adjuſtirung, Gebühren. 
Cireularverordnung vom 2. Juli 1880, Nr. 9105,2303 II. Theilweiſe 
Aenderung des Gebietsumfanges der Gerichtsſprengel in Galizien. 
Nr. 21. Ausgeg. am 23. Juli. 
Circularverordnung vom 14. Juli 1880, Nr. 7545 1195 V. Beſtimmungen 


Nr. 2241 (ex 1879). 


betreffs der Verpackungsgefäße für die Privatbagage der Landwehrofficiere (Aerzte) 


im Felde (während der Mobilität). 
Nr. 22. Ausgeg. am 31. Juli. 
Circularverordnung vom 17. Juli 1880, Nr. 10.299/2550 II. Aenderungen 
in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte Gonobitz und Cilli in Steiermark. 
Circularverordnung vom 22. Juli 1880, Nr. 8195 1676 IV. Hinaus⸗ 
gabe der „Waffeninſtruction für die Infanterie und die Jägertruppe“. 
Circularverordnung vom 26. Juli 1880, Praes. Nr. 1418. Ausgabe der 
chronologiſchen und alphabetiſchen Zuſammenſtellung der im Jahre 1878 während 
der Occupation Bosniens und der Herzegowina ſtattgehabten Affairen, an welchen 
Abtheilungen der bewaffneten Macht theilgenommen haben. 
Nr. 23. Ausgeg. am 10. Auguſt. 


ärztliche Eleven und Apothekergehilfen: Verwendung, 
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Circularverordnung vom 23. Juli 1880, Nr. 10.813 2658 II. Aenderungen 


in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte Rötz und Eggenburg und der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften Oberhollabrunn und Horn. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Circularverordnung vom 30. Juli 1880, Nr. 7763 1582 IV. Ausgabe 


12 „Vorſchriften für den Pulver- und Munitionstransport auf Straßen und 


Fahrwegen“. 
Circularverordnung vom 3. Auguſt 1880, Nr. 11.190, 1765 v. Vertheilung 
der organiſchen Beſtimmungen, Dienſteenſursvorſchriften und Geſchäftsordnung 


für die Fachrechnungsabtheilung des Reichs⸗Kriegsminiſteriums. 


Verordnung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 9. Juli 1880, betreffend die Beſtreitung der Commiſſions⸗ 
koſten aus Anlaß von Amtshandlungen auf Grund des Einquartierungs⸗Geſetzes 
vom 11. Juni 1879 (R. G. Bl. Nr. 93). 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Hofrath der Statthalterei in Innsbruck Dr. 
Victor Pozzi zum Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht 


ernannt und demſelben den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe bei der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei Adolf Pitner den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Primararzte im allgemeinen Krankenhauſe 
Dr. Leopold Dittel den Orden der eiſernen Krone dritter Clafſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergverwalter der Junerberger Hauptgetverf- 


ſchaft Johann Heigl in Eiſenerz das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 


verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Domänenarzte Ferdinand Schärtler zu 


Neuſtadtl in Mähren das goldene e verliehen. 


Der Miniſterpräſident hat den Official Johann Zimmermann zum 


Hilfsämter⸗ Divectiondabjunten im Miniſterrathspräſidium ernannt. 


Erledigungen. 

Baurathsſtelle für den Staatsbaudienſt in Mähren mit der ſiebenten, 
eventuell eine Oberingenieursſtelle in der achten und Ingenieursſtelle in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 61.) 

Bauprakticantenſtelle bei den k. k. Gutsverwaltungen Göding, Pawlowitz, 


Holitſch und Saſſin mit dem Wohnſitze in Holitſch, gegen ein A von 2 fl., 
Wohnung, Beleuchtung und Beheizung, bis 5. April (Amtsbl. Nr. 62.) 


Armenarztesſtelle im 5. Bezirke Mar 1 in Wien gegen Remunera⸗ 
tion von 300 fl., bis 15. April. (Amtsbl. 
Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei el 802 ſt⸗ und Domänendirection in 


Gmunden mit der elften Rangsclaſſe, bis 14. April. (Amtsbl. Nr. 65.) 
Hausarztesſtelle im k. k. Mädchenwaiſenhauſe in Judenau gegen jährliche 
Beſtallung von 800 fl., StB 15. wu (Amtsbl. Nr. 66.) 


Im unterzeichneten Verlage erschien und ist zu beziehen durch 4 
die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11: 


again für das deütsche Nacht der Gegenwart, 


unter Mitwirkung von 
Dr. v. Bar, Geh. Justizrath und Professor zu Göttingen, Ery- 
thropel, Rechtsanwalt beim Reichsgerichte in Leipzig, Dr. Franke, 
Appellationsgerichts-Präsidenten a. D. in Celle, Oppenhoff, erstem 
Staatsanwalt bei dem Landgericht in Aachen, Geh. Ober-Justiz- 
rath Dr. Struckmann, Landgerichtspräsidenten in Hildesheim, 

Thomsen, Oberlandesgerichtsrath in Stettin, 
herausgegeben von Bödik:r, Landesgerichtsrath in Hildesheim. 
1. Band, 1. Heft. 


Das „Magazin für das deutsche Recht der Gegenwart“ ist für das 
deutsche Civil- und Strafrecht bestimmt; sodann soll es sich auf das 
reichsgesetzliche formelle Recht — den Process — erstrecken. Wenn 
irgend möglich, soll jedes der jährlich erscheinenden 3 Hefte (etwa 
8 Druckbogen) Arbeiten aus dem materiellen wie aus dem formellen 
Rechte bringen, und werden geeignetenfalls die wichtigeren Entscheidungen 
des Reichsgerichtes an der Hand der von Mitgliedern desselben und der 
Reichsanwaltschaft herausgegebenen Rechtsprechung in gedrängter Leber- 
sicht zur Kenntniss der Leser des Magazins gebracht werden. 

Der Preis für den ersten Jahrgang von 
ca. 24 Drackbogen gr. Oetay ist nur 6.60 Mark — 3 fl. 96 kr. 
u. ist somit das „Magazin“ wohl die billigste aller juristischen Zeitschriften. 

Wir bitten das „Magazin“ durch Bestellungen, wie auch durch 


Beiträge, welche wir mit 60 Mark — 36 fl. per Druckbogen honoriren, 
zu unterstützen. 
Hannover. Helwing’sche Verlagsbuchhandlung. 


er Hiezu als Beilage: Bogen 1 der Erkennt⸗ 


. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


niſſe des k 


